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im Zusammenhang mit dem Tagesordnungspunkt „Fried­
liche Streitbeilegung zwischen Staaten“ behandelt.11

Die Debatte zeigte deutlich, daß der Druck der Befür­
worter einer Revision der UN-Charta weiter anhält. Sie 
versuchen, das Konsensusprinzip als Arbeitsgrundlage des 
Sonderausschusses außer Kraft zu setzen, um mit Mehr­
heitsentscheidung Empfehlungen an die UN-Vollversamm- 
lung zur Revision der Charta annehmen zu können. Dabei 
richtet sich der Hauptstoß dieser Bestrebungen nach wie 
vor gegen das Prinzip der Einstimmigkeit der fünf stän­
digen Mitglieder des UN-Sicherheitsrates. Dieses Prinzip 
ist unter den Bedingungen der Existenz unterschiedlicher 
sozialökonomischer Systeme in der Welt die einzige Mög­
lichkeit für das Tätigwerden der Vereinten Nationen, weil 
dadurch ausgeschlossen ist, daß die legitimen Rechte und 
Interessen der sozialistischen Staatengemeinschaft durch 
Mehrheitsbeschlüsse des UN-Sicherheitsrates verletzt 
werden können.

Die DDR und andere sozialistische Staaten unter­
strichen, daß nur dann Fortschritte in der Arbeit des 
Sonderausschusses möglich sind, wenn alle Mitglieder 
„ihre Anstrengungen darauf konzentrieren, Wege und 
Methoden zu finden, die eine bessere und effektivere 
Nutzung der in der Charta vorgesehenen Möglichkeiten 
zur Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen unter 
strikter Achtung der Bestimmungen der Charta er­
möglichen.“12

Durch die Resolution 36/122 der UN-Vollversammlung 
vom 11. Dezember 1981, die mit 122 Stimmen bei 15 Ge­
genstimmen (darunter sozialistische Staaten) und 3 Stimm­
enthaltungen angenommen wurde, wird der Sonderaus­
schuß beauftragt, Vorschläge zur Aufrechterhaltung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit (ein­
schließlich solcher zum Funktionieren des UN-Sicherheits- 
rates) mit Priorität zu behandeln, der Vollversammlung 
Empfehlungen zu unterbreiten und die Arbeiten am „Ent­
wurf der Deklaration von Manila über die friedliche Rege­
lung internationaler Streitfälle“ abzuschließen.

Fortschritte in der Tätigkeit 
der Völkerrechtskommission

Ausführlich wurde der umfangreiche Bericht der UN- 
Völkerrechtskommission (ILC) über die Arbeit auf ihrer 
34. Tagung diskutiert.13 Die ILC hatte nach langjähriger 
Arbeit den 39 Artikel umfassenden Entwurf über die 
„Staatennachfolge in das Staatsvermögen, in die Staats­
archive und in die Staatsschulden“ fertiggestellt und mit 
der 2. Lesung der Artikelentwürfe über „Verträge zwi­
schen Staaten und internationalen Organisationen oder 
zwischen zwei oder mehreren internationalen Organisatio­
nen“ begonnen. Ferner hatte sie weitere Artikelentwürfe 
bzw. Berichte zu den Kodifikationsprojekten „Gerichtliche 
Immunität der Staaten und ihres Eigentums“, „Völker­
rechtliche Verantwortlichkeit der Staaten“, „Internatio­
nale Haftung für schädliche Folgen aus Handlungen, die 
vom Völkerrecht nicht verboten sind“ und „Status des 
diplomatischen Kuriers und des unbegleiteten Kurierge­
päcks“ vorgelegt. Lediglich zum Komplex „Nichtschiff­
fahrtsmäßige Nutzung internationaler Wasserläufe“ waren 
die Arbeiten nicht weitergeführt worden.'

Die Debatte des Rechtsausschusses zum ILC-Bericht 
machte deutlich, daß die sozialistischen Staaten und die 
überwiegende Mehrzahl der Entwicklungsländer zu den 
wichtigsten Ergebnissen der 34. ILC-Tagung übereinstim­
mende oder weitgehend angenäherte Standpunkte ver­
treten.

Zur Staatennachfolge in das Staatsvermögen,
in die Staatsarchive und in die Staatsschulden

Der von der ILC vorgelegte Gesamtentwurf zu dieser 
Materie stellt nach übereinstimmender Auffassung der 
sozialistischen Staaten und der Entwicklungsländer eine

gute Grundlage für die Ausarbeitung und Annahme einer 
entsprechenden universellen Konvention dar. Dies soll auf 
der Diplomatischen Konferenz geschehen, die für Anfang 
1983 einberufen ist.

Die internationale Praxis hinsichtlich der ökonomi­
schen Aspekte der Staatennachfolge war bisher nicht 
immer einheitlich. So entsprechen die Regelungen der 
ehemaligen Kolonialmächte mit jungen Nationalstaaten, 
die die staatliche Unabhängigkeit erlangt haben, nicht 
den Prinzipien der souveränen Gleichheit der Staaten. Die 
Kodifikation und fortschrittliche Entwicklung von Völker­
rechtsnormen über die Staatennachfolge trägt deshalb zur 
Stärkung der politischen und ökonomischen Unabhängig­
keit der jungen Nachfolgestaaten sowie zur Festigung 
der Rechtssicherheit in den internationalen Beziehungen 
bei.

Bei der 2. Lesung des Entwurfs in der ILC wurde eine 
Reihe von kritischen Hinweisen verschiedener Staaten, 
darunter der DDR, beachtet. So wurde der Entwurf nach 
den drei behandelten Materien der Staatennachfolge — die 
Nachfolge in das Staatsvermögen, in die Staatsarchive 
und in die Staatsschulden — klar gegliedert und der bis­
herige Arbeitstitel des Projekts „Staatennachfolge in 
andere Materien als' Verträge“ dementsprechend präzi­
siert. Durch die relativ eigenständige Behandlung der drei 
Materien bei Wahrung einer parallelen Struktur und 
Terminologie der drei Teile des Entwurfs wurde prinzi­
piell klargestellt, daß es keinen automatischen, unabding­
baren Zusammenhang zwischen ihnen gibt, sondern daß 
jede spezifischen Charakter hat und daher auch gesondert 
und differenziert geregelt wurde.

Die Vertreter der sozialistischen Staaten und der Ent­
wicklungsländer begrüßten es, daß die ILC die noch im 
1. Entwurf enthaltene Definition der Staatsschulden ent­
sprechend ihren Hinweisen abgeändert hat. Die ILC 
entschied gegen die Stimmen ihrer Mitglieder aus den 
imperialistischen Staaten, daß unter „Staatsschulden“ 
lediglich solche finanziellen Verpflichtungen erfaßt wer­
den sollen, die auf internationaler Ebene zwischen Sub­
jekten des Völkerrechts bestehen. Schulden des Vorgänger­
staates gegenüber natürlichen und juristischen Personen, 
die noch in der Definition des 1. Entwurfs erfaßt waren, 
wurden nunmehr ausgeklammert, weil solche Beziehungen 
nicht durch das Völkerrecht, sondern entsprechend der 
jeweiligen innerstaatlichen Rechtsordnung geregelt wer­
den. Die Vertreter imperialistischer Staaten (u. a. USA, 
Großbritannien und BRD) lehnten die neue Definition der 
Staatsschulden ab, da sie mit den Interessen privatkapi- . 
talistischer Auslandsinvestoren unvereinbar sei.

Einige kritische Hinweise von sozialistischen Staaten 
und Entwicklungsländern beziehen sich auch auf den vor­
liegenden Gesamtentwurf. So unterstrichen die Vertreter 
der DDR, der VR Bulgarien, Sierra Leones, der 
Philippinen und anderer Staaten die Notwendigkeit, in 
die auszuarbeitende Konvention eine Festlegung aufzu­
nehmen, die klarstellt, daß völkerrechtswidrige und 
zweifelhafte Staatsschulden (odious debts) des Vorgänger­
staates, die im Widerspruch zu den grundlegenden Inter­
essen des Nachfolgestaates stehen, nicht der Nachfolge­
pflicht unterliegen können.14

Zur Verantwortlichkeit der Staaten
für völkerrechtswidrige Handlungen

Der Spezialberichterstatter zu diesem Projekt hatte auf 
der 34. ILC-Tagung einen 2. Bericht zu Arten, Formen und 
Umfang der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit vorge­
legt. Ausgangspunkt seiner Untersuchungen war die' 
Stellung des Völkerrechtsverletzers gegenüber dem ver­
letzten Staat. Die 5 vorliegenden Artikelentwürfe erweck­
ten den Eindruck, daß die Verpflichtungen des Völker­
rechtsverletzers eingeschränkt werden sollen.

Die Delegierten der sozialistischen Staaten sowie 
Äthiopiens, Venezuelas, Marokkos und anderer Staaten 
kritisierten dieses Herangehen und brachten zum Aus-


